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Ordnungsbehördliche Verordnung der Landeshauptstadt Potsdam über Öffnungszeiten von 
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Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

02.11.2016 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Ordnungsbehördliche Verordnung der Landeshauptstadt Potsdam über Öffnungszeiten von 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen aus Anlass besonderer Ereignisse für das Jahr 2017

Überweisung in den Ortsbeirat/die Ortsbeiräte: Nein
Ja, in folgende OBR:

Anhörung gemäß § 46 Abs. 1 BbgKVerf
zur Information
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Finanzielle Auswirkungen? Nein Ja

Das Formular „Darstellung der finanziellen Auswirkungen“ ist als Pflichtanlage beizufügen

Fazit Finanzielle Auswirkungen:

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1 Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4
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Berechnungstabelle Demografieprüfung:

Wirtschaftswachs-
tum fördern, 

Arbeitsplatzan-
gebot erhalten 
bzw. ausbauen 
Gewichtung: 30

Ein Klima von 
Toleranz und 

Offenheit in der 
Stadt fördern 

Gewichtung: 10

Gute Wohnbe-
dingungen für 

junge Menschen 
und Familien 
ermöglichen 

Gewichtung: 20

Bedarfsgerechtes 
und qualitativ 
hochwertiges 

Betreuungs- und 
Bildungsangebot für 
Kinder u. Jugendl. 

anbieten 
Gewichtung: 20

Selbstbe-
stimmtes 

Wohnen und 
Leben bis ins 

hohe Alter 
ermöglichen 

Gewichtung: 20

Wirkungs-
index 

Demografie

Bewertung 
Demografie-

relevanz

3 90 mittlere

Begründung:

Das Brandenburgische Ladenöffnungsgesetz (BbgLöG) erlaubt nach § 5 Abs. 1, dass 
Verkaufsstellen aus Anlass von besonderen Ereignissen an jährlich höchstens sechs Sonn- oder 
Feiertagen in der Zeit von 13 bis 20 Uhr geöffnet sein dürfen. Diese Tage und die Öffnungszeiten 
sind durch die örtliche Ordnungsbehörde mittels ordnungsbehördlicher Verordnung festzusetzen.
 
Unter Berücksichtigung der Entscheidung des Oberverwaltungsgerichtes Berlin-Brandenburg zur 
Regelung der verkaufsoffenen Sonntage in der Landeshauptstadt Potsdam vom März 2015 
werden, in Abstimmung mit den Interessenvertretern des Handels, für 2017 für folgende sechs 
besondere Ereignisse verkaufsoffene Sonntage für das gesamte Stadtgebiet der 
Landeshauptstadt Potsdam beantragt:
 

1) 28. Mai 2017 Antikmeile 
2) 09. Juli 2017 Stadtwerke-Fest
3) 20. August 2017 Potsdamer Schlössernacht
4) 24. September 2017 Antikmeile
5) 03. Dezember 2017 1. Advent/Weihnachtsmärkte
6) 17. Dezember 2017 3. Advent/Weihnachtsmärkte

 
Die genannten besonderen Ereignisse gehören zu den Highlights im Veranstaltungskalender der 
Landeshauptstadt Potsdam, welche jährlich mehrere zehntausend Potsdamer und Gäste in die 
Stadt locken. Diese Veranstaltungen tragen maßgeblich zur Attraktivität der Landeshauptstadt 
Potsdam bei und erfüllen die Voraussetzungen für eine Sonntagsöffnung gemäß § 5 Abs. 1 
Brandenburgisches Ladenöffnungsgesetz (BrbLöG). 

Der Handelsverband Berlin-Brandenburg, die IHK Potsdam, die  Evangelische Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz sowie die Dienstleistungsgesellschaft Verdi wurden um 
Stellungnahme zu den beabsichtigten sechs verkaufsoffenen Sonntagen für das Jahr 2017 
gebeten. 

Der Handelsverband Berlin-Brandenburg, die IHK Potsdam sowie die Evangelische Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz stimmten den vorgeschlagenen Terminen uneingeschränkt 
zu und bestätigten die Bedeutsamkeit aller Veranstaltungen für die Landeshauptstadt Potsdam 
sowie die Übereinstimmung mit dem Brandenburgischen Ladenöffnungsgesetz.
 
Lediglich die Dienstleistungsgewerkschaft Verdi versagte die Zustimmung und lehnte kategorisch 
alle vorgeschlagenen Öffnungen an Sonntagen für 2017 ab, mit der Begründung die Anlässe 
seien nicht geeignet, um einer ausnahmsweisen Öffnung zuzustimmen. 

Derzeit wird durch die Brandenburger Landesregierung an einer möglichen Änderung des 
Brandenburgischen Ladenöffnungsgesetzes gearbeitet, welche eine deutliche Flexibilisierung der 
Regelungen zur Ladenöffnung an Sonn- und Feiertagen vorsieht. Vor dem Hintergrund dieser 
Gesetzesnovellierung ist die ablehnende Stellungnahme der Dienstleistungsgesellschaft Verdi in 
einem deutlich übergeordneten, strategischen Kontext einzuordnen, insofern ist in dieser Sache 
ein Einvernehmen mit Verdi nicht zu erwarten. 

Bestätigt durch die sonst in hohem Maße positiven Stellungnahmen wird unsererseits weiterhin 
die Auffassung vertreten, dass alle beantragten verkaufsoffenen Sonntage die Voraussetzungen 
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zum Öffnen von Verkaufsstellen aus Anlass von besonderen Ereignissen erfüllen und somit 
zweifellos den Regelungen des Brandenburgischen Ladenöffnungsgesetzes (BbgLöG) 
entsprechen. 

Folglich wird Empfohlen die für das Jahr 2017 beantragten sechs verkaufsoffenen Sonntage für 
das gesamte Stadtgebiet der Landeshauptstadt Potsdam zu beschließen.

Anlagen

Anlage 1 Ordnungsbehördliche Verordnung der Landeshauptstadt Potsdam über Öffnungszeiten 
von Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen aus Anlass besonderer Ereignisse für 
das Jahr 2017

Anlage 2 Stellungnahme der Dienstleistungsgewerkschaft Ver.di
Anlage 3 Stellungnahme der evangelischen Kirche
Anlage 4 Stellungnahme der IHK Potsdam
Anlage 5         Stellungnahme des Handelsverbandes Berlin-Brandenburg
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Ordnungsbehördliche Verordnung der Landeshauptstadt Potsdam über 
Öffnungszeiten von Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen aus Anlass besonderer 
Ereignisse für das Jahr 2017 
 
Aufgrund 
 

 § 5 Abs. 1 des Brandenburgischen Ladenöffnungsgesetzes (BbgLöG) vom 
27.11.2006 (GVBl.I/06, Nr. 15, S. 158), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 20.12.2010 (GVBl.I/10, Nr. 46) 

 

 § 26 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden 
(Ordnungsbehördengesetz - OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.08.1996 (GVBl.I/96, Nr. 21, S. 266), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20.12.2010 (GVBl.I/10, Nr. 47) 
 

wird vom Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Potsdam als örtliche Ordnungsbehörde, 
gemäß Beschluss der Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam vom 
2. November 2016 folgende ordnungsbehördliche Verordnung erlassen: 
 
 

§ 1 Verkaufsoffene Sonntage aus besonderem Anlass 
 
Aufgrund nachfolgend genannter besonderer Ereignisse, die in der Regel einen 
beträchtlichen Besucherstrom auch auswärtiger Besucher mit sich bringen und durch die 
jährlichen und öffentlich publizierten Veranstaltungstermine festgelegt werden,  können 
Verkaufsstellen im gesamten Stadtgebiet der Landeshauptstadt Potsdam in der Zeit von 
13:00 bis 20:00 Uhr geöffnet sein: 
 

1. Am 28. Mai 2017 aus Anlass der Antikmeile,  
2. Am 09. Juli 2017 aus Anlass des Stadtwerke-Festes, 
3. Am 20. August 2017 aus Anlass der Potsdamer Schlössernacht, 
4. Am 24. September 2017 aus Anlass der Antikmeile, 
5. Am 03. Dezember 2017 (1. Advent) aus Anlass der Weihnachtsmärkte, 
6. Am 17. Dezember 2017 (3. Advent) aus Anlass der Weihnachtsmärkte. 

 
 

§ 2 Arbeitnehmerschutz 
 
Hingewiesen wird auf die Pflichten für Arbeitgeber, die sich bei der Beschäftigung von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern aufgrund dieser Verordnung aus § 10 Abs. 2 
BbgLöG, dem Arbeitszeitgesetz, dem Manteltarifvertrag für den Einzelhandel in 
Brandenburg, dem Jugendarbeitsschutzgesetz und dem Mutterschutzgesetz ergeben. 
 
 

§ 3 Inkrafttreten 
 
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt in Kraft und ist bis 
zum 31.12.2017 gültig. 
 
Potsdam,  
 
 
 
 
Jann Jakobs 
Oberbürgermeister 
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